
Beglaubigte Abschrift 

235 C 108/20 

Amtsgericht Düsseldorf 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, Vertr. d. d. GF, Hauptstr. 117, 10827 Berlin, 
Klägerin, 

Prozessbevoll mächtigter: 

gegen 

Beklagte, 

Prozessbevoll mächtigter: 

hat das Amtsgericht Düsseldorf 

im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 

12.11.2020 

durch die Richterin am Amtsgericht_ 

für Recht erkannt: 

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 23.04.2020, Az. 

20-0771039-0-7 wird mit der Maßgabe aufrechterhalten, dass die Beklagte 

verurteilt wird, an die Klägerin 269,88 EUR nebst Zinsen in Höhe von fünf 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 04.04.2020 zu zahlen; im 

Übrigen wird der Vollstreckungsbescheid aufgehoben und die Klage 

abgewiesen. 
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Die Beklagte hat auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits zu tragen.· 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand 

Von der Darstellung eines Tatbestandes wird gemäß § 313a Abs. 1 Satz 1 ZPO 

abgesehen. 

E n t s ehe i dun 9 s 9 r Ü n de 

I. 

Der Rechtsstreit war infolge des Einspruchs der Beklagten gegen den 

Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding gemäß§ 700 Abs. 3, 4 ZPO im 

streitigen Verfahren fortzuführen. Der Einspruch ist gem. §§ 700 Abs. 1, 338 ZPO 

statthafter Rechtsbehelf gegen den Vollstreckungsbescheid. Die Einspruchsfrist von · 

zwei Wochen ab Zustellung des Vollstreckungsbescheides wurde eingehalten. 

11. 

Die Klage ist zulässig und überwiegend begründet. 

Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von 269,88 EUR 

aus einem Daueranzeigenauftrag. 

Die Parteien schlossen am 11.12.2016 wirksam einen so bezeichneten 

"gewerblichen Daueranzeigenauftrag zur selbstständigen/freiberuflichen Tätigkeit als 

Model" (Anlage K1, BI. 17 d. A.). Darin verpflichtete sich die Klägerin zur Erstellung 

und Unterhaltung einer Online-Anzeige mit Bildern der Beklagten. Die Beklagte sollte 

für die Erstellung einmalig 328,12 EUR sowie für die Unterhaltung über einen 

Zeitraum von zwölf Monaten 269,88 EUR zahlen. Für jedes weitere Jahr sollten 

erneut 269,88 EUR zu Beginn der jeweiligen Laufzeit fällig werden. 
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Die Beklagte hat diese Vereinbarung nicht wirksam gem. § 355 Abs. 1 BGB 

widerrufen oder gekündigt, sodass sie der Klägerin für den Zeitraum 11 .12.2017 bis 

11.12.2018 weitere 269,898 EUR schuldet. 

Für den von ihr behaupteten Widerruf per E-Mail vom 11.12. bzw. vom 19.12.2016 ist 

die insofern darlegungs- und beweisbelastete Beklagte beweisfällig geblieben. 

Voraussetzung für einen wirksamen Widerruf wäre der Zugang (zumindest einer) der 

vorgenannten E-Mails bei der Klägerin gewesen. Eine in Form einer E- Mail 

abgegebene Willenserklärung geht zu, wenn sie in die Mailbox des Empfängers oder 

des Providers gespeichert wird (vgl. Einseie in MüKo, BGB, 5.A., 2006, § 130, 18; 

PalandtlEllenberger, § 130 BGB, Rn. 7a). Ein Beweis des ersten Anscheins für den 

Eingang in der Mailbox des Empfängers ergibt sich nicht bereits dann, wenn der 

Erklärende die Absendung der E-Mail beweisen kann (vgl. Mankowski, Zum 

Nachweis des Zugangs bei elektronischen Erklärungen, NJW 2004, 1901). Denn die 

Absendung allein bietet keinerlei Gewähr' dafür, dass die Nachricht den 

Erklärungsempfänger bzw. dessen Mailbox tatsächlich erreicht (LArbG Berlin­

Brandenburg, Beschl. v. 27.11.2012,15 Ta 2066/12, Rn. 9 - juris; OLG Köln, Urt. v. 

05.12.2006,3 U 167/05, Rn. 5 - juris). Nicht auszuschließen ist es nämlich, dass die 

Nachricht, etwa wegen Fehlern in der Datenleitung . oder den vom Absender 

verwendeten Programmen, tatsächlich nicht in die Mailbox des Empfängers gelangt . 

(OLG Köln, Urteil v. 05.12.2006, Az. 3 U 167/05). Aus diesem Grund war der mit 

Schriftsatz der Beklagten vom 25.08.2020 angebotene Beweis durch Vernehmung 

des Zeugen nicht zu erheben, da auch dieser den Zugang der E-Mail 

vom 19.12.2016 bei der Klägerin nicht bestätigen kann, sondern lediglich deren 

Absendung. 

Mit der Verlängerung des Vertrags am 11.12.2017 ist die Zahlung von 269,88 EUR 

für das weitere Jahr entsprechend der Vereinbarung unter Ziffer h) des Vertrages 

fällig. 
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Zinsen auf den vorgenannten Betrag kann die Klägerin gem. § 291 BGB erst ab dem 

Tag der Rechtshängigkeit der Klage in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz verlangen. 

111. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 92 Abs. 2 Nr. 1, 344 

entsprechend, 708 Nr. 11,711,713 ZPO. 

IV. 

Der Streitwert wird auf bis 500,00 EUR festgesetzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung : 

Da mit dieser Entscheidung für keine Partei die zur Eröffnung der Berufung führende 

Beschwer von über 600,00 EUR erreicht ist, hat das Gericht nach pflichtgemäßem 

Ermessen die Zulassung der Berufung zu prüfen, § 511 Abs. 4 ZPO. Die Berufung ist 

danach nicht zuzulassen gewesen, weil die Rechtssache ihre Entscheidung allein 

aus den Umständen des vorliegenden Falles gefunden hat und somit weder 

grundsätzliche Bedeutung besitzt oder die Fortbildung des Rechts noch die 

Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 

Berufungsgerichts erfordern, § 511 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Abs. 4 Nr. 1 ZPO. 

Gegen dieses Urteil ist ein Rechtsmittel nicht zulässig, weil keine der Parteien durch 

dieses Urteil hinsichtlich eines Werts von über 600,00 EUR beschwert ist und das 

Gericht die Berufung auch nicht zugelassen hat, § 511 Abs. 2 Nr. 1 ,2 ZPO. 
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Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr: 

Die Einlegung ist auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 

elektronische Poststelle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für 

die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der 

verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 

130a ZPO nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (BGBI. 2017 I, S. 3803) eingereicht werden. Weitere 

Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

-
Beglaubigt 


